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Flüchtlinge. Rund 45 Prozent der Flüchtlinge, die im ersten Halbjahr 2015 
nach Deutschland gekommen sind, stammen aus den Westbalkan-Ländern 
Albanien, Bosnien und Herzegowina, dem Kosovo, Mazedonien, Montenegro 
und Serbien – und sie haben so gut wie keine Chance auf politisches Asyl. Dass 
sie trotzdem kommen, hat vor allem einen Grund: Armut und Arbeitslosigkeit.

EU bereits als „sichere Herkunfts-
länder“ definiert worden sind und 
die anderen Westbalkan-Staaten die-
sen Status demnächst bekommen 
sollen, werden nahezu alle Asylan-
träge von Menschen aus diesen Län-
dern abgelehnt. Doch sie kommen 
trotzdem (Grafik):

In den ersten sechs Monaten dieses 
Jahres sind fast 69.000 Flüchtlinge 

vom Westbalkan nach Deutschland 
gekommen – allein 50.000 aus dem 
Kosovo und aus Albanien.

Warum so viele Menschen flüch-
ten, lässt sich in den aktuellen Fort-
schrittsberichten der EU-Kommis-
sion vom Herbst 2014 nachlesen: 
Demnach entsprechen die allgemei-
nen politischen Verhältnisse in die-
sen Ländern zwar zum Teil noch 
längst nicht den Standards in der 
EU. Das Hauptmotiv für die Flucht 
ist jedoch die ökonomische Misere.

Albanien. Dem kleinen 
Land mit seinen 2,9 Mil-
lionen Einwohnern man-

gelt es nach dem Übergang von der 
Plan- in die Marktwirtschaft vor 
allem an Wettbewerbsfähigkeit:

Noch immer beschäftigt die Land-
wirtschaft mehr als 40 Prozent der 
Erwerbstätigen und macht fast ein 
Viertel des Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) aus.

Das Volkseinkommen wird dabei 
durch hohe Überweisungen aus dem 
Ausland aufgepäppelt, die sich auf 
rund 10 Prozent der Wirtschaftsleis
tung summieren. Teils sind dies 

Generation 65plus. Die Altersversor-
gung der über 65-Jährigen in Deutsch-
land ist besser als oft behauptet. Nur 
wenige sind auf die Grundsicherung 
im Alter angewiesen. Manche stocken 
die Rente durch Erwerbstätigkeit auf.	
Seite 4-5

Bildung. Wer kein Abitur 
oder keine Fachhochschul-
reife hat, muss nach einer
beruflichen Ausbildung noch 
etliche Hürden nehmen, 
bevor er studieren darf.
Seite 6

Fairer Handel. Mithilfe  
des Textilbündnisses soll  
die Herstellung von  
Bekleidung in Entwick-
lungsländern fairer und 
ökologischer werden.	
Seite 7

Pkw-Emissionen. Neue Autos in der 
EU sind in den vergangenen 15 Jah-
ren viel klimafreundlicher geworden. 
Auf die Emissionen der gesamten 
Pkw-Flotte wirkt sich das aber nur 
mit Verzögerung aus.
Seite 8

Nach deutschem Recht kann 
Flüchtlingen nur dann Asyl gewährt 
werden, wenn sie in ihren Heimat-
ländern politisch verfolgt werden 
oder aus anderen Gründen um ihr 
Leben oder ihre Freiheit fürchten 
müssen – Armut dagegen ist kein 
Asylgrund.

Da Bosnien und Herzegowina, 
Montenegro und Serbien von der 

Präsident:
Arndt Günter Kirchhoff
Direktor:
Professor Dr. Michael Hüther
Mitglieder:
Verbände und Unternehmen
in Deutschland
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Ursprungsdaten: Eurostat

Die Flüchtlinge vom Balkan Erstanträge auf Asyl 
nach Staatsangehörigkeiten
in der ersten Jahreshälfte 

2015 in Deutschland 

Kosovo Albanien Serbien Mazedonien Bosnien und
Herzegowina

Montenegro

28.570

21.735

9.880
4.065 2.480

Insgesamt
in Prozent

154.105

1.81518,5 14,1 6,4 2,6 1,6 1,2

Keine Verfolgung, kein Asyl – keine Arbeit
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Angaben zum Teil geschätzt; Quelle: Internationaler Währungsfonds 

Westbalkan in Zahlen

Reales Bruttoinlandsprodukt (BIP), Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent 

BIP je Einwohner, um Kaufkraftunterschiede bereinigt, EU-28 = 100

Verbraucherpreise, Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent

Arbeitslosigkeit in Prozent

Haushaltssaldo in Prozent des BIP

Schuldenstand in Prozent des BIP

Leistungsbilanzsaldo in Prozent des BIP

Reales Bruttoinlandsprodukt (BIP), Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent 

BIP je Einwohner, um Kaufkraftunterschiede bereinigt, EU-28 = 100

Verbraucherpreise, Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent

Arbeitslosigkeit in Prozent

Haushaltssaldo in Prozent des BIP

Schuldenstand in Prozent des BIP

Leistungsbilanzsaldo in Prozent des BIP

Albanien Bosnien und 
Herzegowina

Kosovo
Mazedonien

Montenegro SerbienEhemalige jugoslawische Republik 

2010

3,7 1,6 2,1

28 30 31

3,6 2,0 1,6

14,0 13,4 14,0

-3,5 -3,4 -5,6

57,7 62,0 72,6

-11,3 -10,2 -13,9

2012 2014 2010

0,8 -1,2 0,8

26 26 27

2,1 2,0 -0,9

27,2 28,0 27,5

-4,1 -2,7 -3,0

39,1 43,6 44,9

-6,2 -9,2 -7,1

2012 2014 2010

3,3 2,8 2,7

k.A. k.A. k.A.

3,5 2,5 0,4

k.A. k.A. k.A.

-2,2 -2,6 -2,6

16,0 16,8 19,1

-11,7 -7,5 -7,1

2012 2014 2010

3,4 -0,5 3,8

34 35 36

1,7 3,3 -0,1

32,1 31,0 28,5

-2,4 -3,8 -4,2

24,3 33,7 38,0

-2,0 -3,0 -1,3

2012 2014 2010

2,5 -2,5 1,1

40 40 41

0,7 3,6 -0,7

k.A. k.A. k.A.

-4,6 -5,9 -0,8

40,9 54,0 58,4

-22,9 -18,7 -17,8

2012 2014 2010

0,6 -1,0 -1,8

36 36 36

6,1 7,3 2,1

20,0 24,6 19,7

-3,7 -6,8 -6,3

43,7 58,3 72,4

-6,4 -11,5 -6,0

2012 2014
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schwach: Der Justiz zum Beispiel 
fehlt die Bereitschaft zur Strafverfol-
gung, der Aufbau von Polizei und 
Verwaltung liegt weitgehend in den 
Händen der EU. Der Kampf gegen 
Korruption und organisierte Krimi-
nalität scheint aussichtslos. Minder-
heiten – insbesondere Roma – wer-
den diskriminiert.

Mazedonien. Die Wirt-
schaftskraft des 2,1 Mil-
lionen Einwohner zäh-

lenden Landes wächst zwar, dennoch 
ist es wie die meisten Nachbarländer 
abhängig von Importen. Vor allem 
Mineralstoffe, Maschinen und che-
mische Erzeugnisse müssen einge-
führt werden. Das durchschnittliche 
Monatseinkommen beträgt lediglich 
345 Euro, fast ein Drittel der Bevöl-
kerung ist arbeitslos. Bei den Jugend-
lichen ist die Quote noch höher – ein 
Grund dafür ist, dass die Berufsaus-
bildungen nicht zur Nachfrage der 
Unternehmen passen und viele Ju-
gendliche deshalb keine Aussichten 
auf einen Job haben.

balkan. Zwar wächst die Wirtschaft 
seit Jahren um etwa 3 Prozent, doch 
das liegt keineswegs nur an der eige-
nen Wirtschaftskraft: Auf rund ein 
Fünftel des BIP summieren sich die 
Geldüberweisungen und Schen-
kungen der etwa 500.000 Kosovaren, 
die im Ausland arbeiten und ihre 
Familien unterstützen.

Der Kosovo hat kaum eine eigene 
Güterproduktion, seine Industrie ist 
unterentwickelt und vielerorts gibt 
es noch nicht einmal eine stabile 
Stromversorgung. Offizielle Arbeits-
losenzahlen liegen nicht vor, Schät-
zungen beziffern die Quote aller-
dings auf 28 Prozent, bei Jugend-
lichen sogar auf über 50 Prozent.

Nahezu die Hälfte der Kosovaren 
lebt in absoluter Armut und hat  
weniger als 1,55 Euro am Tag zur 
Verfügung.

Auch das Sozialsystem ist ver-
kümmert und bietet keine ausrei-
chende Versorgung. 

Die politische Situation ist nicht 
viel besser. Viele Institutionen sind 

europäische Strukturhilfen, teils 
Überweisungen von Albanern, die 
im Ausland arbeiten und so ihre 
Familien unterstützen. Das Durch-
schnittseinkommen lag 2014 nur bei 
377 Euro im Monat. Rund 7 Prozent 
der Albaner leben in absoluter Ar-
mut, es gibt Kinderarbeit.

Die politische Situation Albani-
ens weist viele Mängel auf. Polizei 
und Justiz gelten als korrupt, es fehlt 
an institutionellen Reformen und die 
organisierte Kriminalität ist fest in 
der Gesellschaft verankert. Im All-
tag werden Roma und andere sozial 
schwache Gruppen diskriminiert. 

Bosnien und Herzego-
wina. Gemessen am EU-
28-Durchschnitt ist der 

Bundesstaat mit seinen 3,8 Millio-
nen Einwohnern neben dem Kosovo 
die schwächste Volkswirtschaft der 
Region (Grafik):

Das bosnische BIP pro Kopf er-
reicht nur rund ein Viertel des euro-
päischen Durchschnitts.

Viele Unternehmen sind nach wie 
vor in Staatshand und in 
einem maroden Zustand; 
Vetternwirtschaft und Kor-
ruption sind weit verbreitet. 
Auch die Situation auf dem 
Arbeitsmarkt ist kritisch. 
Mehr als ein Viertel der Er-
werbspersonen findet keine 
Arbeit. Die Jugendarbeitslo-
sigkeit beträgt in einigen Re-
gionen sogar 60 Prozent.

Politisch liegt ebenfalls 
einiges im Argen. Es gibt 
Übergriffe auf Homosexuel-
le, Journalisten werden be-
droht und eingeschüchtert.

Kosovo. Die Re-
publik zählt 1,7 
Millionen Ein-

wohner und gilt als das 
ärmste Land auf dem West-
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Angaben zum Teil geschätzt; Quelle: Internationaler Währungsfonds 

Westbalkan in Zahlen

Reales Bruttoinlandsprodukt (BIP), Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent 

BIP je Einwohner, um Kaufkraftunterschiede bereinigt, EU-28 = 100

Verbraucherpreise, Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent

Arbeitslosigkeit in Prozent

Haushaltssaldo in Prozent des BIP

Schuldenstand in Prozent des BIP

Leistungsbilanzsaldo in Prozent des BIP

Reales Bruttoinlandsprodukt (BIP), Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent 

BIP je Einwohner, um Kaufkraftunterschiede bereinigt, EU-28 = 100

Verbraucherpreise, Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent

Arbeitslosigkeit in Prozent

Haushaltssaldo in Prozent des BIP

Schuldenstand in Prozent des BIP

Leistungsbilanzsaldo in Prozent des BIP

Albanien Bosnien und 
Herzegowina

Kosovo
Mazedonien

Montenegro SerbienEhemalige jugoslawische Republik 

2010

3,7 1,6 2,1

28 30 31

3,6 2,0 1,6

14,0 13,4 14,0

-3,5 -3,4 -5,6

57,7 62,0 72,6

-11,3 -10,2 -13,9

2012 2014 2010

0,8 -1,2 0,8

26 26 27

2,1 2,0 -0,9

27,2 28,0 27,5

-4,1 -2,7 -3,0

39,1 43,6 44,9

-6,2 -9,2 -7,1

2012 2014 2010

3,3 2,8 2,7

k.A. k.A. k.A.

3,5 2,5 0,4

k.A. k.A. k.A.

-2,2 -2,6 -2,6

16,0 16,8 19,1

-11,7 -7,5 -7,1

2012 2014 2010

3,4 -0,5 3,8

34 35 36

1,7 3,3 -0,1

32,1 31,0 28,5

-2,4 -3,8 -4,2

24,3 33,7 38,0

-2,0 -3,0 -1,3

2012 2014 2010

2,5 -2,5 1,1

40 40 41

0,7 3,6 -0,7

k.A. k.A. k.A.

-4,6 -5,9 -0,8

40,9 54,0 58,4

-22,9 -18,7 -17,8

2012 2014 2010

0,6 -1,0 -1,8

36 36 36

6,1 7,3 2,1

20,0 24,6 19,7

-3,7 -6,8 -6,3

43,7 58,3 72,4

-6,4 -11,5 -6,0

2012 2014

Ebenso problematisch ist die po­
litische Lage Mazedoniens. Die Jus­
tiz verfolgt nicht jeden Fall, Korrup­
tion ist gang und gäbe. Außerdem 
werden die mazedonischen Medien 
zunehmend durch staatlich finan­
zierte Werbung beeinflusst, es exis-
tiert kaum noch eine politisch unab­
hängige Berichterstattung.

In der Gesellschaft gibt es große 
Vorurteile und Diskriminierung ge­
genüber Roma und Homosexuellen. 
Unter den verschiedenen ethnischen 
Völkergruppen herrscht ein starkes 
gegenseitiges Misstrauen.

Montenegro. Das Land 
mit seinen rund 625.000 
Einwohnern kommt in­

zwischen auf 40 Prozent des Pro-
Kopf-BIP der EU und ist damit die 
stärkste Volkswirtschaft auf  dem 
Westbalkan. Dennoch ist Montene­
gro weitgehend abhängig von Im­
porten, insbesondere bei Maschinen 
und Lebensmitteln. Das durch­
schnittliche Monatseinkommen er­
reicht gerade mal 480 Euro, dem 

Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge zufolge leben 11 Prozent 
der Bevölkerung unter der Armuts­
grenze. Viele Privathaushalte sind 
hochverschuldet. Zugleich herrscht 
ein starkes Gefälle zwischen Arm 
und Reich. 

Wie überall auf dem Westbalkan 
ist die Arbeitslosigkeit ein besonders 
großes Problem. Offizielle Zahlen 
gibt es zwar nicht, Schätzungen ge­
hen aber davon aus, dass von den 
unter 30-Jährigen jeder Dritte keinen 
Job hat. Als Hauptgrund gilt die 
schlechte Qualität der beruflichen 
Ausbildung.

Die politische Lage in Montene­
gro ist kritisch. Vor allem Roma und 
Behinderte werden unterdrückt, es 
gibt Übergriffe auf Homosexuelle. 
Die organisierte Kriminalität ist aus­
geprägt, insbesondere Menschen­
handel, Cyberkriminalität und Geld­
wäsche. Auch die Korruption wird 
noch nicht ausreichend bekämpft; 
Journalisten und die Medien werden 
drangsaliert.

Serbien. Auch dort hat 
der Staat nach wie vor 
einen großen Einfluss 

auf die Wirtschaft, nur wenige Fir­
men sind privatisiert.

Im Gegensatz zu den meisten an-
deren Westbalkan-Staaten ist Serbien 
mit rund 72 Prozent des BIP hochver-
schuldet – seit 2010 sind die Schulden 
um fast 30 Prozentpunkte gestiegen.

Das durchschnittliche Monatsge­
halt der sieben Millionen Serben 
beträgt nur 380 Euro. Jeder Fünfte 
hat keinen Job, das Bildungswesen 
ist ineffizient.

Investoren meiden Serbien meist, 
weil das Rechtssystem schwächelt 
und Verträge nicht durchgesetzt wer­
den können. Zudem haben Firmen es 
mit einer übermäßigen Bürokratie zu 
tun. Bei der Bekämpfung der Kor­
ruption gibt es zwar Fortschritte, sie 
bleibt aber ein gravierendes Problem.

Politisch hapert es in Serbien vor 
allem am Schutz von Minderheiten, 
insbesondere Roma und Flüchtlinge 
werden diskriminiert.

All das zeigt: Den Men­
schen vom Westbalkan fehlt 
die ökonomische Perspekti­
ve, sodass sie ihr Glück an­
derswo suchen. Weil sie es 
aber in Deutschland und der 
EU nicht finden können, je­
denfalls nicht über einen 
Asylantrag, ist eine gezielte 
Aufklärung über das Flücht­
lingsrecht der EU-Staaten 
nötig – damit sich niemand 
mit falschen Vorstellungen 
auf den Weg macht.

Zugleich muss die Politik 
aber auch über legale alter­
native Zuwanderungswege 
nach Deutschland nachden­
ken und Hindernisse bei der 
Arbeitsaufnahme abschaffen 
(vgl. iwd 36/2015).

 Seite 3 | 10. September 2015 | Nr. 37 | iw-dienst



Das gilt auch für westdeutsche Frauen, obwohl in der Genera-
tion 65plus noch die traditionelle Rollenverteilung mit dem Mann 
als Hauptverdiener prägend war. Allerdings muss man berück-
sichtigen, dass sich hinter dem Durchschnittswert für die Frauen 
sowohl Rentenansprüche aus eigener Berufstätigkeit als auch 
Hinterbliebenenrenten verbergen.

Dass die Altersversorgung der Generation 65plus nicht ganz 
so schlecht sein kann, wie oft behauptet wird, zeigen die Armuts-
kennziffern. Demnach haben Rentner nur in Ausnahmefällen zu 
wenig Geld, um davon eine anständige Unterkunft zu finanzieren 
oder sich angemessen zu ernähren. Auch auf die Grundsicherung 
im Alter sind nur wenige angewiesen, wobei es in Großstädten 
schon etwas anders aussieht als in der Fläche. Darauf deuten zu-
mindest die Werte in den Stadtstaaten hin.

Wer dem Arbeitsleben mit 65 Jahren noch nicht Ade sagt, der 
hat in der Regel ein höheres Haushaltseinkommen – und umge-
kehrt. Während rund ein Drittel der Männer im Alter zwischen  
65 und 74 Jahren mit einem Haushaltseinkommen von über  
4.500 Euro noch erwerbstätig ist, fällt der Anteil bei den Frauen in 
dieser Einkommensklasse nur rund halb so hoch aus. Auch das ist 
sicherlich noch eine Folge der früher vorherrschenden Rollenver-
teilung zwischen Mann und Frau.

Generation 65plus
	 In Deutschland lebten Ende 2013 rund 17 Millionen Menschen, 
die 65 Jahre und älter waren. Davon waren 57 Prozent Frauen und 
43 Prozent Männer. Hinter diesem großen Unterschied verbergen 
sich vor allem die Folgen des Zweiten Weltkriegs, in dem mehr 
Männer als Frauen umgekommen sind.

Weil viele junge Leute nach der Wende in den Westen gezogen 
sind, gibt es in Ostdeutschland – gemessen an der jeweiligen Be-
völkerung – mehr ältere Menschen als in Westdeutschland. Dass 
ausgerechnet der Landkreis Vechta bundesweit den geringsten 
Rentneranteil ausweist, hängt mit einem Sonderfaktor zusammen: 
Dort werden außergewöhnlich viele Babys geboren.

Die höhere Lebenserwartung der Frauen spiegelt sich auch in 
der Lebensform wider. Weil viele Männer der Generation 65plus 
früh sterben und sie zudem meist rund vier Jahre älter sind als ihre 
Ehefrauen, ist die Wahrscheinlichkeit höher, dass sie bis zu ihrem 
Tod mit einer Partnerin zusammenleben. Da anschließend die 
Frauen aber als Witwen meist allein bleiben, leben im Schnitt weni-
ger Seniorinnen als Senioren in einem Paarhaushalt.

Die gesetzliche Rente spielt bislang die Hauptrolle bei den 
Alterseinkünften – wahlweise kombiniert mit einer betrieblichen 
Altersversorgung oder bei den Angestellten des öffentlichen 
Dienstes mit einer entsprechenden Zusatzversorgung.
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Stand: auf Basis der Volkszählung 2011
Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt

Altes Deutschland – junges Deutschland
Die Kreise mit der ältesten Bevölkerung – ab 65-Jährige je 1.000 Einwohner

Die Kreise mit der jüngsten Bevölkerung – ab 65-Jährige je 1.000 Einwohner

Dessau-Roßlau, kreisfreie Stadt 289
Suhl, kreisfreie Stadt 287
Altenburger Land, Kreis 277
Osterode am Harz, Landkreis 274
Görlitz, Landkreis 274
Vogtlandkreis 273
Mansfeld-Südharz, Landkreis 269
Zwickau, Landkreis 269
Gera, kreisfreie Stadt 268
Goslar, Landkreis 268

Vechta, Landkreis 153
Freising, Landkreis 154
Erding, Landkreis 158
Cloppenburg, Landkreis 158
Freiburg im Breisgau, kreisfreie Stadt 160
Frankfurt am Main, kreisfreie Stadt 160
Tübingen, Landkreis 161
Heidelberg, kreisfreie Stadt 162
Münster, kreisfreie Stadt 167
Eichstätt, Landkreis 169
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Ohne Sondersysteme wie Alterssicherung der Landwirte oder be-
rufsständische Versorgung; Quelle: Deutsche Rentenversicherung

Leben von Rente & Co.
So viel Prozent der Generation 65plus bestritten 2011 ihren 
Lebensunterhalt aus diesen Quellen (Mehrfachnennungen)

Durchschnittlicher Bruttobetrag in Euro je Bezieher pro Monat

Gesetzliche 
Renten-
versicherung

Alte Bundesländer Neue Bundesländer

Betriebliche 
Alters-
versorgung

Zusatzversor-
gung im öffent-
lichen Dienst

Beamten-
versorgung

Männer Frauen

821

91

1.062

99

1.250

99

261

14

94

1

591

31

292

3

286

13

100

7

439

10

155

7

1.839

6

1.254

89

k.A.

0

2.787

12

1.912

1

Männer Frauen
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... allein ... als Paar ... in einem
Mehrperso-
nenhaushalt
etc.

Quelle: 
Statistisches Bundesamt

Gemeinsam alt werden
So viel Prozent der Gene-
ration 65plus lebten 2014 ...

Männer
Frauen

6,12,444,619,4 49,378,2
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Mecklenburg-Vorpommern
1,6 2,0

Schleswig-Holstein

2,5
3,4

Hamburg

6,8 6,8

Bremen

5,0
6,6

Sachsen

1,0 1,2Nordrhein-Westfalen

3,1
4,3

Bayern

2,3 2,9

Hessen

3,2
4,0

Rheinland-Pfalz

2,1
3,1

Saarland

2,7
4,1

Baden-Württemberg

2,0 2,5

Berlin

5,7 5,8

Deutschland

2,6 3,3

Thüringen

0,9 1,2

Sachsen-Anhalt
1,3 1,6Niedersachsen

3,4
2,6

Brandenburg

1,2
1,5

Quelle: Statistisches Bundesamt

Grundsicherung selten benötigt
So viel Prozent der Generation 65plus bezogen Ende 2013 Grundsicherung 
im Alter – die frühere Sozialhilfe

Männer Frauen
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weniger als 
1.100 Euro

1.100 bis 
1.700 Euro

1.700 bis 
2.300 Euro

2.300 bis 
3.200 Euro

3.200 bis 
4.500 Euro

mehr als 
4.500 Euro

Quelle: Statistische Ämter 
des Bundes und der Länder

Arbeit im Alter
So viel Prozent der 65- bis 74-Jährigen, 
die 2012 ein Haushaltsnettoeinkommen 
von ... hatten, arbeiteten

Männer Frauen

31,5

6,2
4,3
5,5

4,2
7,0

4,1
10,2

5,7

8,6
15,7

15,0
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35,2 22,9

23,4 16,7

8,8 7,4

8,1 6,8

5,7 3,5

5,6 1,3

Quelle: Statistisches Bundesamt

Nur wenige Rentner müssen verzichten
So viel Prozent der Bevölkerung konnten sich 2013 aus finanziellen
Gründen dies nicht leisten

Unerwartete Ausgaben in 
bestimmter Höhe aus eigenen 
Finanzmitteln bestreiten

Jährlich eine Woche Urlaub 
woanders als zu Hause verbringen

Jeden zweiten Tag Fleisch, Fisch 
oder eine gleichwertige vege-
tarische Mahlzeit einnehmen

Angemessenes Heizen 
der Wohnung

Rechtzeitiges Bezahlen 
der Miete oder der Rechnungen 
für Versorgungsleistungen

18 bis 64 Jahre 65 Jahre und älter

Anschaffung/Unterhalt 
eines Autos
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Steine aus dem Weg räumen

Bildung. Das deutsche Bildungssystem 
ist noch immer nicht durchlässig ge-
nug: Wer kein Abitur oder keine Fach-
hochschulreife hat und zunächst eine 
berufliche Ausbildung absolviert, muss 
anschließend etliche Hürden nehmen, 
bevor er studieren darf. Dies muss sich 
schon deshalb ändern, weil Deutsch-
land kein Fachkräftepotenzial zu ver-
schenken hat.

Für viele Jugendliche scheint die 
Sache klar: Karriere zu machen und 
gutes Geld zu verdienen, klappt am 
besten, wenn man studiert. Ein gro-
ßer Teil derer, die nicht direkt das 
Abitur anpeilen, wechselt daher von 
der allgemeinbildenden an eine be-
rufliche Schule, erwirbt dort die 
Fachhochschulreife und startet dann 
ins Studium.

Dies ist aber offenbar längst nicht 
für alle der richtige Weg. Denn rund 
30 Prozent aller Bachelorstudenten 
brechen ihr Studium ab – in einigen 
technischen Studiengängen liegt die 
Quote sogar bei über 50 Prozent. 
Vermutlich wäre so mancher besser 

beraten gewesen, zunächst eine Be-
rufsausbildung zu absolvieren, da-
durch seine Neigungen und Stärken 
zu erproben und erst dann bei Be-
darf ein Studium dranzuhängen.

Dieser Weg ist allerdings steinig. 
So müssen die Absolventen einer 
dualen Ausbildung, die kein Abi 
haben, in fast allen Bundesländern 
mindestens drei Jahre lang in ihrem 
Beruf arbeiten, bevor sie ein fachbe-
zogenes Studium aufnehmen dürfen. 
Nur in Brandenburg und Rheinland-
Pfalz beträgt diese Frist zwei Jahre. 
Ihr Studienfach frei wählen dürfen 
nur jene, die ihren Meister gemacht 
oder bestimmte Fortbildungsab-
schlüsse in der Tasche haben.

Aus diesem Grund ist die Zahl der 
Studenten, die ohne Abi über den 
Beruf an die Hochschulen kommen, 
noch immer überschaubar (Grafik):

Im Jahr 2013 starteten in Deutsch-
land lediglich rund 12.000 junge Men-
schen als beruflich Qualifizierte ohne 
Abitur oder Fachhochschulreife in ein 
Studium – das waren gerade einmal 
2,4 Prozent aller Studienanfänger.

Nimmt man auch noch andere 
Studienanfänger ohne formale 
Hochschulreife hinzu, verfügten zu-
letzt insgesamt 3,3 Prozent der Erst-
semester hierzulande nicht über eine 
klassische Hochschulzugangsbe-
rechtigung. Damit wird das Poten-
zial der jungen Generation bei wei-
tem nicht ausgeschöpft.

Weil Jugendliche nun einmal ganz 
unterschiedliche Talente haben und 
zu verschiedenen Zeitpunkten Bil-
dungsentscheidungen treffen, aber 
auch aus Gründen der Fachkräfte-
sicherung, muss der Schritt von der 
Berufsausbildung an die Hochschu-
le künftig leichter gemacht werden. 
Dazu gehört vor allem die Abschaf-
fung der Regelung, dass beruflich 
Qualifizierte nur nach mehrjähriger 
Berufserfahrung und nur innerhalb 
ihres erlernten Fachgebiets studieren 
dürfen. Dann könnten sich die Ju-
gendlichen freier für eine duale Aus-
bildung entscheiden, weil sie 
wüssten, dass ihnen später immer 
noch alle Wege offenstehen.

Um das Bildungssystem durchläs-
siger zu gestalten, ist aber noch mehr 
zu tun. So sollten die Berufsschulen 
häufiger die Fachhochschulreife ver-
mitteln, um den Azubis neue Opti-
onen zu eröffnen. Und die Hoch-
schulen könnten mehr Brückenkurse 
anbieten, zum Beispiel in tech-
nischen Studiengängen Ergänzungs-
kurse in Mathematik, um den Stu-
dienerfolg beruflich qualifizierter 
Studenten zu fördern.

Einige Schritte in die richtige 
Richtung sind bereits getan. So ist 
in Hessen derzeit eine weitgehende 
Öffnung der Hochschulen für beruf-
lich Ausgebildete in Vorbereitung.
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Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt

Über den Beruf zum Studium
So viele Studienanfänger in Deutschland haben ihre Hochschulzugangsberechtigung nicht über 
das Abitur oder die Fachhochschulreife erworben, sondern über eine berufliche Qualifikation

2000 2005 2010 2011 2012 2013

in Prozent aller Studienanfänger

1.222
2.518

8.410

11.139 11.592 12.130

0,4 0,7 1,9 2,1 2,3 2,4



Fairer Handel. Mithilfe des Textilbünd­
nisses soll die Herstellung von Beklei­
dung in Entwicklungsländern fairer und 
ökologischer werden. Gefragt sind aber 
auch die Verbraucher – doch die be­
geistern sich für nachhaltig produzierte 
Mode bislang nur wenig.

Als im April 2013 in der Nähe von 
Dhaka – der Hauptstadt Bangla­
deschs – mehr als 1.100 Menschen 
beim Einsturz einer Textilfabrik ums 
Leben kamen, war das Entsetzen 
groß. Rana Plaza, so der Name des 
neungeschossigen Gebäudes, war 
mit minderwertigem Material auf 
ungeeignetem Bauland errichtet 
worden. Von den rund 2.400 Men­
schen, die den Einsturz des Gebäu­
des überlebt haben, werden viele nie 
mehr arbeiten können, weil ihnen 
Hände, Arme oder Beine fehlen.

Seit dem Vorfall ist eine ganze 
Reihe neuer Initiativen und Kon­
trollgremien zum Schutz der Fabrik­
arbeiter ins Leben gerufen worden. 
Eines davon ist das „Bündnis für 
nachhaltige Textilien“ von Bundes­
entwicklungsminister Gerd Müller. 
Das Bündnis, das soziale, ökolo­
gische und ökonomische Verbesse­
rungen entlang der gesamten Liefer­
kette erreichen will, wendet sich an 
deutsche Produzenten, Händler, 
Einkäufer, Verbände und Entwick­
lungsorganisationen. Tatsächlich 
haben auch fünf deutsche Firmen 
im Rana Plaza nähen lassen. 

Als Minister Müller das Textil­
bündnis im Oktober 2014 der Öf­
fentlichkeit präsentierte, war es noch 
recht ambitioniert: Auf 64 Seiten 
listete der Aktionsplan viele Maß­
nahmen auf – zum Beispiel existenz­

sichernde Löhne für die Arbeiter vor 
Ort, auch den Verzicht auf eine gan­
ze Reihe von umweltschädlichen 
Stoffen sowie ein Verbot unbezahlter 
Überstunden und vieles mehr –, und 
das alles mit strikten Vorgaben und 
festen Zeitplänen.

Viele Textilhändler fühlten sich 
damit überfordert und sahen sich 
nicht in der Lage, die Verantwortung 
für die Umsetzung entlang der ge­
samten Lieferkette – allein an der 
Herstellung eines Oberhemds sind 
bis zu 140 Firmen beteiligt – zu 
übernehmen. Von den 60 Unterneh­
men, Verbänden und Menschen­
rechtsorganisationen, die an den 
Gesprächen zum Textilbündnis ur­
sprünglich beteiligt waren, traten 
deshalb zunächst nur rund 30 bei.

Inzwischen ist die Zahl der Bünd-
nismitglieder auf 151 gestiegen.

Darunter finden sich auch ehe­
mals skeptische Firmen wie Adidas, 
Aldi oder KiK sowie die großen 
Branchenverbände. Allerdings hat 
sich auch der Aktionsplan geändert: 
So sind die Verpflichtungen für die 
Bündnismitglieder weicher formu­
liert, neben sozialen Aspekten und 
der Umweltfreundlichkeit spielt nun 

explizit auch die Wirtschaftlichkeit 
eine Rolle bei der Zielverfolgung.

Um Wettbewerbsverzerrungen zu 
vermeiden, sprechen sich die Bünd­
nismitglieder außerdem dafür aus, 
bessere Arbeitsbedingungen in der 
Textilbranche nicht nur national zu 
verfolgen, sondern für einheitliche 
Standards auf europäischer und in­
ternationaler Ebene zu sorgen. Die 
ersten Schritte dazu sind bereits ein­
geleitet: Die EU-Kommission berei­
tet derzeit eine Textilinitiative für 
alle Mitgliedsstaaten vor, ein kon­
kreter Zeitplan ist allerdings noch 
nicht absehbar.

Vorerst müssen sich die Verbrau­
cher, die fair und nachhaltig produ­
zierte Kleidung kaufen wollen, also 
selbst informieren. Zum Beispiel auf 
Portalen wie label-online.de oder 
dem von Minister Müller angesto­
ßenen siegelklarheit.de. Der Bedarf 
ist jedoch noch überschaubar: Zwar 
wachsen die Umsätze im fairen Han­
del kontinuierlich (Grafik), im 
Durchschnitt gaben Verbraucher in 
Deutschland 2014 pro Kopf aber 
lediglich 13 Euro für fair gehandelte 
Produkte aus – und davon wiederum 
nur 1,04 Euro für Textilien.
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Umsatz fair gehandelter Produkte zu geschätzten Endverkaufspreisen; Quelle: Forum Fairer Handel

Mehr Geld für faire Güter
So viele Millionen Euro gaben Verbraucher in Deutschland 
für fair gehandelte Produkte aus

121 157

So viel Prozent des Umsatzes mit fair gehandelten 
Produkten entfielen 2014 auf

Tee
Kunsthandwerk
Schokolade
Milch und Getreide
Textilien
Südfrüchte
Blumen
Sonstige Lebensmittel

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014

Kaffee
38

18
12

10

8
6

4 32

413
477

650

784

1.027

266
322

193

Billige
Maschen



Fortschritt braucht Zeit

Pkw-Emissionen. Neue Autos in der 
EU sind in den vergangenen 15 Jahren 
sehr viel klimafreundlicher geworden. 
In den Kohlendioxidemissionen der 
gesamten Pkw-Flotte schlägt sich die-
ser technische Fortschritt aber nur mit 
Verzögerung nieder.

Ab dem 17. September präsentie-
ren mehr als 1.000 Aussteller auf der 
66. IAA ihr Angebot an Pkw-Tech-
nik. Neben dem Thema „Autonomes 
Fahren“ liegt der Fokus auf  der 
Klimaverträglichkeit der Fahrzeuge 
und damit auf dem Kraftstoffver-
brauch. Denn diese beiden Größen 
stehen in einem festen Verhältnis:

Bei der Verbrennung von einem 
Liter Benzin werden 2,33 Kilogramm 
CO2 freigesetzt, bei einem Liter Die-
sel sind es 2,66 Kilogramm CO2.

Die Politik setzt die Automobil-
hersteller seit einigen Jahren kräftig 
unter Druck. Im vergangenen Jahr 
hat die EU die CO2-Grenzwerte bis 
2021 fortgeschrieben – dann dürfen 

Neuwagen im Schnitt lediglich noch 
95 Gramm CO2 je Kilometer aussto-
ßen. Das sind die weltweit strengsten 
Vorgaben (vgl. iwd 14/2015).

Dies prägt auch die Emissions
trends. Von 2000 bis 2007 wurden 
die CO2-Emissionen neuer Pkws pro 
Jahr um 1,5 Prozent reduziert, von 
2007 bis 2012 sogar um 3,7 Prozent. 
Anders gewendet (Grafik):

Die von Neuwagen in der EU im 
Schnitt emittierte Menge an Kohlen-
dioxid ist von 186 Gramm pro Kilo-
meter im Jahr 1995 über 165 Gramm 
2005 auf nur noch 127 Gramm im 
Jahr 2013 gesunken.

Bereits 15 Prozent der zuletzt neu 
zugelassenen Pkws wiesen sogar ei-
nen Normausstoß von weniger als 
100 Gramm CO2 pro Kilometer aus.

Dieser Trend lässt sich aber nicht 
beliebig fortschreiben, da die Effi-
zienz der Motoren physikalische 
Grenzen hat. Folglich wird die CO2-
Vermeidung bei Pkws künftig kom-
plizierter und deutlich teurer.

Betrachtet man die gesamte Fahr-
zeugflotte, die auf  europäischen 
Straßen unterwegs ist, wirkt sich der 
bisherige Fortschritt erst mit erheb-
licher Verzögerung aus. Das liegt 
einfach daran, dass die in der EU 
derzeit zugelassenen 250 Millionen 
Pkws im Schnitt etwa zehn Jahre alt 
sind. Gut 48 Millionen Autos wur-
den sogar vor dem Jahr 2000 gebaut.

Doch alles in allem geht der CO2-
Ausstoß in die richtige Richtung. 
Der reale Emissionswert pro gefah-
renen Kilometer ist von 2000 bis 
2012 um 15 Prozent gesunken – 
deutlich stärker als in den 1990er 
Jahren. Und auch das gesamte Emis-
sionsvolumen sinkt inzwischen, vor 
allem in den alten EU-15-Ländern.
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CO2-Emissionen neuer Pkws: auf Basis des Neuen 
Europäischen Fahrzyklus; CO2-Emissionen der Pkw-Flotte: 
berechnet aus dem realen 
Energieverbrauch
Quelle: Odyssee Database

Autos werden
klimafreundlicher
in der EU-28
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